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Der 129 Senat des Bundessozialgerichts hat nach Lage der

Akten am 25° September 1975 durch den Vorsitzenden

Richter Dr. H e u B n e r, die Richter *

Dr. F r i e d e r i c h s und Dr. R e i n h o l d

sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. G e r h a r d t

und S c h ö n f e l d für Recht erkannt

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes «
sozialgerichts Hamburg vom 25. Januar 1975 wird zurück—

gewiesen. .;g _
Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte die

Kosten für die stationäre Krankenhausbehandlung des

Klägers vom 27. Juni bis 18. November 1972 zu tragen

hat.

Der Kläger, der vom 27. Januar 1972 an mehrere Haftstrafen

verbüßte, wurde am 26. Juni 1972 von der Vollzugsanstalt

Glasmoor in das Zentralkrankenhaus des Strafvollzugsamts

Hamburg eingeliefert. Dort diagnostizierte die Lungen—

fachärztin Dr. K beim Kläger eine hochfieber—

hafte, wahrscheinlich tuberkulöse, feuchte Rippenfell—

entzündung; der Kläger sei lebensgefährlich erkrankt und

nicht haftfähig; er müsse in die Lungenabteilung des '

Allgemeinen Krankenhauses Harburg zur Spezialbehandlung

verlegt werden; es sei nicht abzusehen, wann er wieder

haftfähig sei. Am 27. Juni 1972 wurde der Kläger in das
Allgemeine Krankenhaus Harburg aufgenommen. Die vorläufige

Diagnose wurde bestätigt. Wegen der Erkrankung des Klägers“

ordnete die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht (LG)

Hamburg an, die Strafvollstreckung gemäß 5 45 der Straf-

vollstreckungsordnung (StVollstr0) zu unterbrechen. Sie

verfügte, daß die Kosten des Krankenhausaufenthalts nicht

zu übernehmen seien. Der Kläger wurde bis 21. August 1972

im Allgemeinen Krankenhaus Harburg und anschließend bis '}

zum 18. November 1972 im Krankenhaus Großhansdorf stationär

behandelt.

Die Beklagte gewährte dem Kläger wegen der Lungener—
krankung Rente auf Zeit wegen Erwerbsunfähigkeit bis

zum 51. März 1975. Der Kläger war seit dem 7. August 1975

zur weiteren Strafverbüßung wieder in Haft.

Die Beklagte lehnte den Antrag des Klägers ab, ihm Gesund-

heitsmaßnahmen zu gewähren (Bescheid vom 21. August 1972).
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Sie begründete dies damit, der Anspruch auf Heilbehandlung'

wegen Tuberkulose (Tbc) gegen den Rentenversicherungsträger

entfalle nach 5 4244 a Abs. 7 Satz 5 der Reichsversicherungs—

ordnung (EVO) bei Haftvollzug i.S. des 5 454 des Bundessozial—

hilfegesetzes (BSHG). Der Haftvollzug sei nicht beendet, sondern

wegen der The—Behandlung vorübergehend durch die Krankenhaus—

behandlung unterbrochen worden. Nach 5 454 BSHG habe der Sozial—

hilfeträger, das Landessozialamt der Freien und Hansestadt-

Hamburg, die Kosten zu übernehmen.

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat den BeScheid der Beklagten

vom 24. August 4972 aufgehoben und festgestellt, die Beklagte

sei verpflichtet, "die Pflegekosten im AK Harburg — Großhans-

dorf vom 27. Juni 4972 — 48. November 4972 zu tragen". Es hat

die Berufung zugelassen (Urteil vom 40. Juli 4975). Das Landes-

sozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklagten zurückge—

wiesen (Urteil vom 25. Januar 4975) und in den Entscheidungs—
gründen ausgeführt: Der Kläger habe für die streitige Zeit An-

5pruch auf Heilbehandlung gegen die Beklagte nach 5 4244 a

Abs. 5 RVG, ohne daß dieser nach 5 4244 a Abs. 7 Satz 5 BVD

ausgeschlossen sei. Die nach 5 45 StVollstr0 verfügte Unter—
_

brechung der Strafvollstreckung habe bewirkt, daß die Vollzugs-

anstalt nicht mehr habe auf den Kläger einwirken können. Der

Kläger habe während der Heilbehandlung keine Freiheitsstrafe

verbüßt. Die Beklagte könne sich daher zu ihrer Entlastung
nicht erfolgreich auf 5 454 BSHG berufen. Die Sonderzuständig—

keit nach dieser Vorschrift ende, wenn das Ziel der medizinischen

Versorgung innerhalb des Strafvollzugs im Anstaltskrankenhaus

nicht mehr erreicht werden könne. Mit Haftbeendigung und der

dieser gleichstehenden Unterbrechung der Strafvollstreckung

bei Haftunfähigkeit auf nicht absehbare Zeit, während der der

Strafzweck nicht verwirklicht werden könne, seien die Kosten

einer Tbc—Heilbehandlung nicht der Allgemeinheit aufzubürden.

Es bestehe vielmehr die Regelzuständigkeit der Beklagten als

Träger der Rentenversicherung nach 5 4244 a Abs. 5 BVG.
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Die Beklagte hat gegen dieses Urteil — die zugelassene —
Revision eingelegt. Sie rügt eine Verletzung des 5 1244 a

Abs. 3, Abs. 7 Satz 5 RVG und des 5 151 BSHG.

Die Beklagte beantragt,

die vorinstanzlichen Urteile aufzuheben und

die Klage gegen den Bescheid vom 21. August

1972 abzuweisen.

Der Kläger und die Beigeladenen beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie halten das angefochtene Urteil für überzeugend.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Sie ist zurück—
zuweisen.

Nach 5 1244 a Abs. 5 Satz 1 RVG erhalten Rentner für sich

Heilbehandlung. Dieser Anspruch entfällt u.a. bei Unter-

bringung in Anstaltspflege und bei Haftvollzug i.S. der

55 130, 151 BSHG (@ 1244 a Abs. 7 Satz 5 RVG). Nach 5 151

Abs. 1 und 2 i.V.m. % 49 BSHG ist einem The—Kranken für
die Zeit, in der er eine Freiheitsstrafe verbüßt, auch

_Heilbehandlung von der Vollzugsbehörde zu gewähren, die„
_

u.a. je nach den Erfordernissen des Einzelfalls auch statio—

näre Behandlung, stationäre Beobachtung, Versorgung mit

Arznei—, Heil— und Verbandsmitteln umfaßt (5 49 Abs. 4, 2
Nrn. 1, 2 und 4 BSHG).

Mit Recht hat das LSG den Heilbehandlungsanspruch des Klä—

gers gegen die Beklagte gemäß 5 1244 a Abs. 3 Satz 1 BVD

anerkannt. Eine Ausnahmezuständigkeit nach % 1244 a Abs. 7

_5_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Satz } RVG ist zu verneinen. Der Kläger verbüßte in der Zeit

seiner Heilbehandlung keine Freiheitsstrafe, weil die Staats+

anwaltschaft bei dem LG Hamburg wegen der hochfieberhaften, ‘

lebensgefährlichen Lungenerkrankung des zu zeitlicher Freiheits—

strafe verurteilten Klägers die Unterbrechung der Strafvoll—

streckung verfügt hatte. Dies hatte zur Folge, daß der Kläger

als Verurteilter während der Unterbrechung der Strafvollstreckung

aufgrund seiner krankheitsbedingten Vollzugsuntauglichkeit, die

keine Gnadenmaßnahme ist, nicht mehr der Einwirkung der Vollzugs—

anstalt unterlag. Die Zeit der Unterbrechung zählte nicht mehr

als Strafzeit (Pohlmann/Vogel, Strafvollstreckungsordnung, 5. Aufl

4974, 5-45 Anm.l4 a, S. 567; Löwe/Rosenberg/Schäfer, Die Straf—

prozeßordnung und das Gerichtsverfassungsgesetz, 22. Aufl.,

4974, StPO @ 464 Anm. 4 a).

Für diese aus dem Wortlaut des 5 454 Abs. 4 BSHG abgeleitete

Lösung spricht ferner, daß die Staatsanwaltschaft nicht nur die

Unterbrechung der Strafvollstreckung verfügt, sondern gleich-

zeitig erklärt hat, die Kosten des Krankenhausaufenthalts würden

nicht übernommen. Dies beruht auf 5 46 Abs. 2 Satz 4 StVollstr0,

wonach die Vollstreckungsbehörde der Fürsorgebehörde gegenüber

zu erklären hat, "daß der Justizfiskus nach der Unterbrechung

entstehende_Kosten der Unterbringung und Behandlung des Ver-

urteilten nicht trägt".

Gerade die für eine wirksame Tbc—Bekämpfung erforderliche Ein-
flußnahme des Tbc-Hilfeträgers auf Art und Maß der Leistungen

an den The—Erkrankten (@ 4244 a Abs. 5 RVG) fehlt der Vollzugs-
behörde. Aufgrund ihrer Fürsorgepflicht mußte die Vollzugs—

behörde den hochfieberhaft und lebensgefährlich Erkrankten, zur
Strafverbüßung inhaftierten Kläger zur unverzüglichen, sachge—

rechten Heilbehandlung aus der Strafverbüßung herausnehmen und

in das Allgemeine Krankenhaus Harburg verlegen. Mit der von der

Staatsanwaltschaft verfügten Unterbrechung der Vollstreckung

(@ 45 StVollstr0), die durch die lebensgefährliche Erkrankung

des Klägers ausgelöst wurde, endete entgegen der Auffassung der

Beklagten die Sonderzuständigkeit der Vollzugsbehörde. Diese

Sonderzuständigkeit lebte auch danach in der gesamten streitigen
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Zeit nicht wieder auf.

Damit wird nicht, wie die Beklagte meint, % 151 BSHG unzu—

lässigerweise umgangen. Die Beklagte verkennt, daß der Fall

des Klägers sich in nichts von dem Fall unterscheidet, in

dem ein nichtinhaftierter Rentner lebensbedrohlich an Tbc

erkrankt, so daß die unverzügliche Krankenhausaufnahme er—

forderlich ist. In einem solchen Fall hat der Erkrankte An— -
spruch auf Heilbehandlung gegen den Rentenversicherungs—

träger nach 5 1244 a Abs. 5 Satz 1 EVO. Daran ändert sich

auch nichts dadurch, daß die Krankenhauseinweisung wegen
der akuten Lebensgefahr für den Erkrankten ohne Mitwirkung

des Rentenversicherungsträgers oder dessen Einflußnahme ge—;

schehen ist. Vielmehr macht es die Eigenart der notwendigenrr

Heilbehandlung in akuten Fällen aus, daß der Rentenver-

sicherungsträger nicht vom Beginn der Krankenhauseinweisung

an seine Einflußnahme geltend machen kann. Es bleibt aber

— und das ist entscheidend — dem Rentenversicherungsträger

unbenommen, nachdem bereits die Heilbehandlung des lebens—

bedrohlich Erkrankten begonnen hat, in die Heilbehandlung

einzugreifen und zweckgerichtete Weisungen über Art und

Maß der Heilbehandlung zu erteilen. Von dieser Befugnis

hat die Beklagte übrigens insofern auch Gebrauch gemacht,„

als der Kläger zur Operation in das Krankenhaus Großhans—‚

dorf verlegt worden ist. Dieses Krankenhaus ist nämlich

eine Krankenanstalt der Beklagten; dies hat die Beklagte

selbst in ihrem streitigen Bescheid zum Ausdruck gebracht.

Ein anderes Ergebnis wäre nur dann zu rechtfertigen, wenn '

die Vollzugsbehörde die Einweisung des lebensgefährlich Er—

krankten mit besonderen Auflagen und Weisungen an das

Krankenhaus verbinden würde (so in dem vom 4. Senat des
BSG entschiedenen Fall: Urteil vom 30. Juli 1975 « 4 RJ

171/74
— zur Veröffentlichung bestimmt). Das ist aber

nach den Feststellungen des LSG nicht geschehen.

_
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 des Sozialgerichts-

gesetzes.
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